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WETTBEWERBSFÄHIGKEIT AUS DER SICHT 
LANDWIRTSCHAFfLICHER BETRIEBE -

SITUATIONSBESCHREmUNG UND AUSWIRKUNGEN 
IN AUS,GEWÄHLTEN HARMONISIERUNGSBEREICHEN 

von 

Jürgen ZEDDIES, Hohenheim 

Eine wesentliche Konsequenz der Vollendung des Binnenmarktes ist eine generelle Ver­
schärfung des Wettbewerbs zwischen den EG-Ländern. Deshalb wird im ersten Teil der 
folgenden Ausführungen der Versuch unternommen, die Wettbewerbsfähigkeit der landwirt­
schaftlichen Betriebe in den EG-Ländem zu beurteilen. Im zweiten Teil werden die 
Auswirkungen der weiteren Hannonisierung in landwirtschaftlich relevanten Teilbereichen 
auf die Betriebe diskutiert. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft im EG-Vergleich 

Landwirtschaftliche Betriebe sind dann als wettbewerbsfähig anzusehen, wenn der von 
ihnen nachhaltig erzielte Gewinn die Nutzungskosten der im Eigentum der Betriebsinhaber­
familien befindlichen und anderweitig verwendbaren, nicht entlohnten Produktionsfaktoren 
mindestens zu decken vermag, oder allgemein ausgedrückt, wenn sie sich am Markt 
behaupten können. 

Vergleiche der Wettbewerbsfähigkeit landwirtschaftlicher Betriebe im Sinne der oben 
genannten Definition zwischen den Mitgliedsstaaten der EG sind bisher nur vereinzelt und 
auch nur für einzelne Betriebstypen und Länder durchgeführt worden (vgl. ZEDDIES 1989, 
ISERMEYER 1988, WAGNER 1989). Vielfach beschränken sich solche Vergleiche auf die 
Gegenüberstellung einzelner gewinnrelevanter Faktoren wie Strukturmerkmale, Erträge, 
Kosten und Preise. 

Im Mai 1990 hat der WISSENSCHAFTLICHE BEIRAT BEIM BUNDESMINISTERllJM 
FüR ERNäHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN ein umfangreiches Gutachten 
zur Vollendung des Binnenmarktes vorgelegt, das u.a. einen Beitrag enthält der maßgeblich 
vom Verfasser dieser Publikation erarbeitet wurde und die Grundlage der folgenden 
Ausführungen bildet. 

Die die Wettbewerbsfähigkeit beeinflussenden Faktoren weisen in den Regionen der EG 
unterschiedliche Ausprägungen auf. 

Die Wettbewerbsfähigkeit stärkend wirken beispielsweise eine den technischen Anforderun­
gen gerecht werdende Flächenausstattung der Betriebe bzw. entsprechende Tierbestands­

,größen wie in einigen Regionen Frankreichs, Großbritanniens, Portugals bzw. in den 
Niederlanden, relativ hohe Produktpreise wie in der Bundesrepublik Deutschland!, niedrige-

1) Hier und im folgenden wird stets auf den Gebietsstand vor der Wiedervereinigung Bezug 
genommen. 
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re Faktorpreise, insbesondere flir Düngemittel, Energie, Lohnarbeitskräfte und Flächenzu­
pacht, wie beispielsweise in Frankreich sowie günstige Bemessungsgrundlagen und Sätze 
für Einkommens- und Umsatzsteuern wie beispielsweise in Belgien und in der Bundes­
republik Deutschland. Eine Schwächung erfährt die Wettbewerbsfähigkeit beispielsweise 
durch den Standort in benachteiligten Gebieten, - teilweise damit im Zusammenhang 
stehend - niedrige naturale Erträge bzw. Leistungen, mangelnde Effizienz vor- und nach­
gelagerter Einrichtungen sowie durch eine geringe Ausprägung unternehmerischer Fähigkei­
ten, des Engagements, der Zielstrebigkeit und des Arbeitseinsatzes der in der Landwirt­
schaft tätigen Menschen. 

Tabelle 1 läßt erkennen, daß im betrachteten Zeitraum die höchsten Gewinne je Familien­
arbeitskrafteinheit, umgerechnet in DM, in den Niederlanden, Belgien, England und 
Spanien erzielt wurden. Eine Darstellung nach Regionen zeigt Schaubild 1. Deutlich 
niedriger als in den oben genannten Regionen sind die Gewinne pro Familienarbeitskraft in 
einigen Regionen der Bundesrepuhlik Deutschland. Sie sind auch niedriger als in den 
Agrarberichten ausgewiesen, u.a. weil die Abschreibungen hier auf den Wiederbeschaf­
fungswert statt auf den Anschaffungswert berechnet worden sind. 

Für die nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit ist allerdings nicht allein das absolute Einkom­
mensniveau relevant, sondern auch die bei Aufgabe der Betriebe alternativerzielbaren 
Faletorentgelte. Diese Alternativeinkommen sind in der Bundesrepublik Deutschland, den 
Niederlanden, Belgien, Frankreich, Dänemark etwa fünf mal so hoch wie in Portugal 
<Tabelle 1). 

Im Durchschnitt der letzten fünf Wirtschaftsjahre (1983/84 -1987/88) konnten in der 
Bundesrepublik Deutschland nur 7 % aller Betriebe eine volle Entlohnung der im Eigentum 
der Betriebsinhaberfamilie befindlichen Produktionsfaktoren, bewertet mit regional relevan­
ten Marktpreisen, erzielen <Tabelle 2). Dagegen lagen die Anteile in allen anderen EG-Län­
dem außer Irland, Italien und Griechenland wesentlich höher. Nun können landwirtschaftli­
che Betriebe ihren Einsatz an Produktionsfaktoren und ihre damit verbundene Produktions­
kapazität auch dann über längere Zeit hinweg aufrechterhalten, wenn beispielsweise infolge 
von Einlagen aus außerbetrieblichen Quellen - oder bescheidenen Konsums das Eigenkapi­
tal der Betriebe nicht schrumpft Als uneingeschränkt existenzgesichert und deshalb 
wettbewerbsfähig können aus betriebswirtschaftlicher Sicht alle Betriebe angesehen werden, 
die im Durchschnitt der letzten fünf Jahre eine positive Eigenkapitalentwicklung aufwiesen; 
dies waren in der Bundesrepublik 28 % aller hier berücksichtigten Betriebe (Tabelle 2). 
Auch Betriebe mit Eigenkapitalverlusten, die geringer waren als die auf den Wiederbeschaf­
fungswert bezogenen Abschreibungen, dürften selbst noch bei ungünstiger werdenden 
Rahmenbedingungen für lange Zeit als überlebensfähig und damit zumindest eingeschränkt 
wettbewerbsfähig angesehen werden; dies waren in der Bundesrepublik Deutschland etwa 
27 %, zusammen also 55 % der Haupterwerbsbetriebe. 

Als mäßig existenzgefährdet und entsprechend nur begrenzt wettbewerbsfähig werden die 
Betriebe mit hohen Vermögensverlusten angesehen, deren Fremdkapitalanteil jedoch noch 
geringer ist als das sogenannte Pächterkapital; dies waren in der Bundesrepublik Deutsch­
land 18 % der HE-Betriebe und geradezu aussichtslos erscheint die Situation für die 26 % 
der Haupterwerbsbetriebe die hohe Vermögensverluste hinnehmen und im Falle einer Be­
triebsaufgabe Boden oder/und Gebäude veräußern müßten, um das aufgenommene Fremd­
kapital abzulösen. 
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Tabelle 1: Einkommensvergleich in den EG-Mitgliedsstaaten 

Mitgliedsland Bruttolohn Gewinn 1) je 
abhängig Familien Alt 
Beschäftigter 1985/86 - 87/88 
1987/88 DM DM 

BR Deutschland 47 521 17 235 

Frankreich 46 124 21 226 

Italien 39 494 16 322 

Belgien 44 704 37 698 

Luxemburg 45 025 27 507 

Niederlande 49 676 39 373 

Dänemark 44 637 439 

Irland 34 726 14 670 

Verein. Königreich 29 963 27 248 

Griechenland 17 119 10 358 

Spanien 28 688 25 900 

Portugal 10 356 9 598 

1) Abschreibung auf Wiederb~schaffungSwert bezogen 
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Tabelle 2: Indikatoren für die Wettbewerbsfähigkeit bzw. 
Existenzgefährdung im EG-Vergleich 

Wettbewerbsfähig Existenz-
% der Betriebe gefährdet 

Mitgliedsland % der Betriebe 
Volle Posi- Insges. 
Faktor- tive exi-
ent- Eigen- stenz-
loh- kap.- gesi- hoch-
nung bildung chert mäßig gradig 

BR Deutschland 7 28 56 18 26 

Frankreich 14 62 80 9 11 

Italien 8 16 42 54 4 

Belgien 33 56 80 15 5 

Luxemburg 19 58 80 12 8 

Niederlande 29 50 73 9 18 

Dänemark' 14 63 77 2 21 

Irland 5 59 72 25 3 

Ver. Königreich 17 57 77 20 3 

Griechenland 11 47 68 27 5 

Spanien 20 66 74 23 3 

Portugal 19 51 57 21 22 

Die mangelnde plausibilität der Ergebnisse für Dänemark im 
Vergleich zu Tabelle 1 erwies sich bei detaillierter Analyse 
der Einzelbetriebe nicht als Folge unzureichender Daten, son­
dern als Folge einer schiefen verteilung. 
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Schaubild 1 Gewinne in Haupterwerbsbetrieben 
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In Schaubild 2 ist zu erkennen, daß die Anteile der voll bzw. überwiegend existenzgesicher­
ten Betriebe in südeuropäischen Ländern aufgrund der niedrigeren Entnahmen der Landwir­
te und des geringeren Kapitaleinsatzes höher sind als in den meisten nonieuropäischen 
EG-Ländem. Die Ergebnisse bestätigen aber auch das vergleichsweise hohe Maß an 
Existenzsicherung der landwirtschaftlichen Betriebe in Regionen mit günstigen Betriebs­
und Bestandsgrößen, effizienter Produktionstechnik, untemehmerisch geführter Landwirt­
schaft und natürlichen Standortvorteilen in Teilen Frankreichs, der Niederlande, Dänemarks 
und Großbritanniens. Andererseits verfügen aber auch südeuropäische Regionen mit hohen 
Anteilen von Spezialkulruren (Südfrankreich, Valencia), großbäuerlich strukturierten 
Betrieben mit geringen Entnahmeansprüchen der Inhabe1familien (Alentejo, Andalusien u.a.) 
und nicht durch Produktionsquoten für Milch und Zucker eingeschränkten Produktionsmög­
lichkeiten über ein hohes Maß an Existenzsicherung. In diesem Zusammenhang ist al­
lerdings zu berücksichtigen, daß die Preisangleichung an das EG-Niveau in Spanien und 
Portugal bis 1987/88 noch nicht vollzogen war. 

Bis zum Zeitpunkt der Verwirklichung des Binnenmarktes 1992 wird vor allem für Acker­
baubetriebe angesichts der getroffenen Beschlüsse über die Stabilisatoren mit weiteren 
Preissenkungen zu rechnen sein. Geht man von einer Preissenkung bei Getreide zwischen 
1989 und 1992 von 9 % und vereinfachend von sonst unveränderten Produktpreisen aus, 
würden die Gewinne je Familien AK in der Bundesrepublik Deutschland um 4 000 bis 20 
000 DM ab- und der Anteil existenzbedrohter Betriebe um 5 bis 10 % zunehmen, wenn 
keine betrieblichen Anpassungen erfolgen. 

Daraus folgt zweierlei: 

(1) daß die durch die Preisbeschlüsse der EG (Stabilisatorenkonzept) von 1988 bedingte 
Verschlechterung der allgemeinen Rahmenbedingungen die Lage der Betriebe unmittelbar 
gravierender trifft als die binnenmarktbedingte Zunahme des Wettbewerbs. 

(2) daß die Landwirtschaft der Europllischen Gernemschaft gegenwärtig durch extreme 
Unterschiede im Einkommensniveau zwischen hoch industrialisierten und weniger industria­
lisierten Mitgliedsländern gekennzeichnet ist Dort wo außerhalb der Landwirtschaft gute 
Erwerbsmöglichkeiten hinsichtlich Arbeitsplatzangebot und Entlohnung bestehen, wird die 
dort übliche Faktorentlohnung nur von einem geringen Anteil landwirtschaftlicher Betriebe 
erreicht Fallen dort zusätzlich ungünstige Betriebsgrößenstruktur mit gebremster 
Wachstumsdynamik zusammen, liegen ungünstige Wettbcwerbsbedingungen vor. 

Die prIIsentierten Ergebnisse für die landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe in der 
Bundesrepublik Deutschland müssen gegenüber dem Iahr 1987/88 und gegenüber den 
anderen EG-LIlndem zusätzlich durch Verminderung des Mehrwertsteuersatzes um 2 %­
Punkte im IBhr 1989 und um 3 %-Punkte im Iahr 1992 korrigiert werden. Sofern der 
Nettoumsatz 4500 DM je ha bzw. der Gesamtumsatz 400 000 DM je Betrieb übersteigt, 
erfolgt bereits aus der 1989 eingeführten Ausgleichsregelung eine relative Schlechterstellung 
im interregionalen und internationalen Wettbewerb gegenüber den hier präsentierten Zahlen. 

Allerdings sind die ErgebnisSe zu relativieren: 

- die Stichprobe (1,5 % aller Haupterwerbsbetriebe) ist klein 

- die Durchschnitte aus 5 Iahren sind noch nicht ausreichend repräsentativ 

80 



Scnaubila 2 
1 

ß 

... ' . 

... ;;;;;- ,~-(~:,: ',:;, . " ; 

tI 00 _,~ r :, 4" ...... 

• , .L,' ". ; , I ~T :;;~,:,- -~; _ 

7 

Anleil exislenqesicherler Haupl · 

erwerbsbelriebe in v.H. im 

Durcnschnill aer Wirlschalls­

jahre 1~83/84 bis 1~87/88 

0 keine Daten 

B bis 20 v.H . 
~ 20 - 40 v.H . 

~ 40 - 60 v. H. - 60 - 80 v. H. - 80 -100 v.H . 

12 ( JIIC: .. 
1 • 

~1 -,,~ 
, , , 

\ 

ftIIIIIJIII' 



- außerlandwirtschaftliche Einkommen und 

- Transferzahlungen des Staates an die in der Betriebsinhaberfamilie tätigen Personen sind 
nicht erfaßt. Letztere verschaffen deutschen Landwirten einen Vorteil gegenüber ihren 
Wettbewerbern in fast allen anderen EG-Länder. Es betragen allein die personengebunde­
nen Finanzhilfen immerhin etwa 4000 DM je Haupterwerbsbetrieb in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Insgesamt können nur etwa SO - 60 % der Haupterwerbsbetriebe der Bundesrepublik 
Deutschland als wettbewerbsfähig angesehen werden. Dieser Tatbestand erklärt die hohen 
Betriebsaufgaberaten und die sprunghaft zurückgegangene Zahl von Ausbildungsbewerbern 
für den Beruf des Landwirts in diesem EG-Mitgliedsland. 

Vergleichsweise große Unsicherheit herrscht bezüglich der Einschätzung der Wettbewerbs­
fähigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe in der ehemaligen DDR. Die organisatorischen 
und rechtlichen Probleme, die bei der Integration von Tier- und Pflanzenproduktion ent­
stehen, sind im Prinzip lösbar. Eine Unterscheidung der Standorte bei der Beurteilung der 
Überlebensfähigkeit bestehender Betriebsformen in der ehemaligen DDR ist unbedingt 
notwendig. Auf ungünstigen Standorten ist zu erwarten: 

- Große Betriebseinheiten werden nicht überlebensfähig sein 

- Flächen mit geringer Ertragskraft werden in großem Umfang aus der Produktion aus­
scheiden 

- Große Tierproduktionsbetriebe werden überwiegend nur noch bis zum Ende der techni­
schen Nutzungsdauer der Anlagen wettbewerbsfähig bleiben. In der Milchproduktion hängt 
die Überlebensfähigkeit wesentlich von den Handelskonditionen für Milchgarantiemenge ab 

- Arbeitskräfte werden durch den Abbau des vorhandenen Überbesatzes, die Aufgabe 
unrentabler Betriebszweige und den Zwang zur Rationalisierung zu 70-80 % freigesetzt 
werden 

- Um Teilbetrieben das Überleben zu sichern, ist das Absatzpotential, z.B. durch aktives 
Marketing bei Gemüse, zu erhalten oder auszudehnen 

- Die Integration direkt nachgelagerter Bereiche (Kartoffel- und Gemüseau~reitung und 
-verarbeitung, Direktverrnarktung) kann vorhandene Produktionskapazitäten auslasten und 
Arbeitskräfte binden 

- Die Bereitstellung von Liquiditätshilfen sollte nur dazu dienen, den kurzfristigen Zu­
sammenbruch der Betriebe zu vermeiden, langfristig müssen die Betriebe auf den wett­
bewerbsfähigen Kern schrumpfen und die Produktionsfaktoren in andere Nutzungen über­
führt werden 

- Extensive Tierhaltung und Aufforstung sind vorrangige Alternativen 

Auf günstigen Standorten ist zu erwarten: 

- daß auch größere Betriebseinheiten überlebensfahig bleiben; 
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- sie sind zu Untereinheiten praxisgerechter Betriebsorganisation umzugestalten; 

- Liquiditätshilfen für die kurzfristige Übergangszeit sind ausreichend; 

- die produktionstechnischen und organisatorischen Reserven sind groß, sie werden auf 
günstigem Standort zur Zeit unterschätzt; 

- drastische Personaleinsparungen zur Produktivitätssteigerung sind mittel- bis langfristig 
unausweichlich; 

- die längerfristige Überlebensfähigkeit der vorhandenen Betriebsfonnen (LPG) im Wett­
bewerb mit gruppenbäuerlichen sowie einzelbäuerlichen Betriebsfonnen hlingt entschei­
dend von den im Markt sich einstellenden Kosten für Boden und Genossenschaftsanteile 
ab: 

Insgesamt folgt daraus, daß die Großbetriebe in der ehemaligen DDR rigorose Betriebs­
umstellungen vornehmen ~üssen und ein Oroßteil ihrer Produktionsfaktoren keine Ver­
wendung mehr in landwirtschaftlicher Produktion finden werden. 

Auswirkungen der Vollendung des Binnenmarktes in wichtigen Teilbereichen der 
Landwirtscbaft 

Durch die gemeinsame Agrarpolitik ist die Integration der Agrarsektoren der EO-Mitglieds­
staaten weiter fortgeschritten als in anderen Bereichen. Die Mehrzahl der im Zug der Voll­
endung des Binnel1l1lllIktes erforderlichen rd. 80 Rechtsangleichungen im Bereich der 
Landwirtschaft wird voraussichtlich vergleichsweise geringe Rückwirkungen auf die inter­
und intrasektorale Wettbewerbsflihigkeit der Landwirtschaft haben. Vergleichsweise stärkere 
Rückwirlrungen auf den Agrarsektor wären von Harmonisierungsmaßnahmen im Bereich der 
Umsatzsteuer, der Verkehrspolitik (Transportkosten) sowie von einer Harmonisierung von 
Verbrauchsteuern zu erwarten. 

Maßnahmen zur Harmonisierung des Umweltrechts waren zwar im Weißbuch der EO-­
Kommission von 1985 nicht enthalten; die Einheitliche Europäische Akte von 1986 sieht 
jedoch in Artikel 25 eine Koordinierung umweltpolitischer Maßnahmen zwischen den 
Mitgliedsstaaten vor. Schließlich ist die Oestaltung des Währungsausgleichs für die 
Landwirtschaft wirtschaftlich von Bedeutung. 

Harmonisierung der Mehrwertsteuerregelung 

Weitergehende Auswirkungen wären von einer Harmonisierung bzw. Abschaffung der 
Pauschalierungssysteme zu erwarten. Derzeit dürfen die Landwirte in den Mitgliedsländem 
Bundesrepublik Deutschland, Niederlande, Belgien, Luxemburg, Frankreich und Spanien 
eine Pauschalierungsrcgelung in Anspruch nehmen. Die Pauschalierungsvorteile für den 
Agrarsektor sind insgesamt gering, weil die Höhe der Vorsteuerpauschale auf Neutralisie­
rung der umsatzsteuerbedingten Einkommenswirkung abgestellt ist In der Bundesrepublik 
Deutschland gilt für die Landwirtschaft als Vorsteuerpauschale der Satz von 8 %. Im 
Durchschnitt der Jam ergab sich daraus ein geringer Einkommensvorteil für Haupterwerbs­
betriebe. Ein Verzicht auf die Pauschalierung würde insbesondere zu Lasten der Dauerkul­
turbetriebe und größeren Betriebe gehen. In anderen Mitglieds11indem der EO ist der 
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Einkommenseffekt der MehrWertsteuer-Pauschalierung teilweise ähnlich wie beispielsweise 
in Belgien, z.T. aber auch deutlich geringer wie z.B. in Frankreich. 

Die bestehende Sonderregelung für die Bundesrepublik Deutschland mit einem vorüberge­
hend erhöhten Mehrwertsteuersatz als Einkommensausgleich für den vorzeitigen Abbau des 
positiven Währungsausgleichs 1984, verschafft den umsatzstarken Gartenbaubetrieben und 
generell den großen Betrieben aller Betriebsformen einen beträchtlichen Einkommens­
zuwachs. Eine ersatzlose Abschaffung der Sonderregelung nach 1992 und eine Beseitigung 
des Pauschalierungssystems würde die Einkommen in größeren Betrieben der Bundes­
republik Deutschland um etwa 25 - 30 % reduzieren. 

Angleicbung der Transportkosten 

Bisher galten in der Europäischen Gemeinschaft unterschiedliche Transporttarife im nationa­
len und im zwischenstaatlichen Verkehr. Ursachen dafür sind national unterschiedliche 
Tarifsysteme und fiskalische Belastungen, insbesondere Abgaben auf Fahrzeuge und 
Treibstoff sowie Wegebenutzungsgebühren. Auf dem Weg zu einer Harmonisierung der 
Verkehrspolitik wurden zunächst die obligatorischen Straßengütertarife im grenzüber­
schreitenden Verkehr mit Wirkung vom 1. Januar 1989 aufgehoben und durch Referenztari­
fe (Empfehlungspreise) ersetzt. Bei grenzüberschreitenden Transporten sind die Trans­
portkosten inzwischen weitgehend harmonisiert. In Ländern mit relativ hohen inländischen 
Tarifen wie der Bundesrepublik Deutschland sind dadurch ausländische Produkte auf den 
inländischen Märkten, insbesondere in grenznahen Gebieten, wettbewerbsfähiger geworden. 
Bei fortschreitender Liberalisierung und Harnionisierung des Verkehrswesens ist auch eine 
Angleichung der innerdeutschen Tarife zu erwarten, deren Niveau immer noch deutlich über 
dem der Nachbarländer liegt. 

Für die Getreideproduktion bedeutet eine Senkung der Transporttarife bei voller Über­
wälzung, daß die Preisdifferenzen zwischen Überschuß- und Zuschußgebieten geringer 
werden. Unter der Annahme, daß die Interventionspreise und Exportpreise für Getreide und 
die Importpreise für Futtermittel gleich bleiben, würden die Deckungsbeiträge der süddeut­
schen Getreideproduzenten bei Halbierung der Transportkosten tendenziell steigen und die 
Deckungsbeitragsdifferenzen zwischen den Regionen (je nach Standort und Ertragsniveau) 
um bis zu 100 DM/ha geringer werden. 

Die kumulierten Auswirkungen einer weiteren Harmonisierung der Verkehrspolitik auf die 
flächenunabhängigen Veredlungszweige (Schweine- und Geflügelproduktion) laufen auf eine 
Stärkung der Wenbewerbsfähigkeit der auf überregionalen Bezug und Absatz angewiesenen 
Konzentrationsgebiete der flächenunabhängigen Veredlung hinaus. 

Exemplarische Berechnungen zeigen, daß der interregionale Wettbewerb zunehmen und die 
schon derzeit bevorzugten Regionen, insbesondere die Konzentrationsgebiete der flächen­
unabhängigen Veredlung, noch weiter an Wenbewerbsfähigkeit gewinnen werden. Diese 
generelle Feststellung ist ökonomisch durchaus plausi-
bel. Wenn Konzentrationsgebiete der flächenunabhängigen Veredlung bisher schon so 
wenbewerbsstark waren, daß ihre Produzenten die dort relativ höheren Transportkosten für 
den Bezug der Faktoren und den Absatz der Produkte tragen konnten, werden sie bei 
genereller Transportkostensenkung noch wettbewerbsfähiger. Die wirtschaftlichen Kräfte 
wirken nach fortschreitender Harmonisierung daher eher auf eine Zunahme von Umweltbe­
lastungen in Regionen mit bereits stark konzentrierter, zukünftig noch wettbewerbsfähigerer 
Agrarproduktion. 
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Subventionen 

Subventionen zugunsten landwirtschaftlicher Betriebe werden in den EG-Mitgliedsländern 
uneinheitlich nach Art und Höhe und bisher weitgehend unkoordiniert gewährt. Darüber 
hinaus besteht nicht nur in föderativen Staaten eine Vielfalt von zusätzlichen nationalen und 
regionalen Subventionsprogrammen, die sich zum Teil auch auf Maschineninvestitionen 
beziehen. Insbesondere die in südeuropäischen Ländern gewährten Subventionen und Bei­
hilfen zu Betriebsentwicklungsinvestitionen sowie die dort kaum begrenzend wirkenden 
Produktionsbeschränkungen (Milchquoten u.a.) stellen Wettbewerbsverzerrungen dar. 

Auch weM Subventionen und Beihilfen im Binnenmarkt nicht explizit bis 1992 harmoni­
siert werden, so ist doch davon ·auszugehen, daß sie im Sog anderer Rechtsangleichungen 
und in dem Bestreben, sich nationale Selbstbeschränkungen in der Gewährung nationaler 
Subventionen aufzuerlegen, längerfristig angeglichen werden. 

Umweltaußagen 

Auch für die Umweltauflagen gilt, daß eine Harmonisierung bis zur Vollendung des 
BiMenmarktes Ende 1992 nicht zu erwarten ist. Gleichwohl werden Sogwirkungen anderer 
Rechtsangleichungen bestehende Unterschiede reduzieren. Andererseits ist nicht auszu­
schließen, daß bestehende nationale Freiräume in der Umweltpolitik genutzt werden, 
Umweltziele mit unterschiedlicher Intensität umzusetzen, wodurch neue Wettbewerbsver­
zerrungen verursacht werden. 

Im Bereich des Umweltschutzes gibt es gegenwärtig Auflagen in Wasserschutzgebieten, 
Beschränkungen bei der Ausbringung von organischem Dünger, Mindestlagerkapazitäten für 
GUlle sowie Einsatzverbote für bestimmte Wirkstoffe im Pflanzenschutz. Besonders restrik­
tiv sind die Pflanzenschutzauflagen in der Bundesrepublik Deutschland. Ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit läßt sich eine große Zahl von Wirkstoffen auflisten, die in der Bundes­
republik Deutschland grundsätzlich nicht mehr zugelassen sind, in der Mehrzahl der anderen 
Länder aber noch verwendet werden dürfen. Zum einen wird in dem Bestreben einer 
Harmonisierung der Zulassungsverfahren ein Abbau dieser Unterschiede zu erwarten sein, 
zum anderen ist zu befürchten, daß die Einführung des qualifizierten Mehrheitsbeschlusses 
dazu beiträgt, daß gravierende Unterschiede in den Zulassungsbeschränkungen bestehen 
bleiben. Restriktive Bewirtschaftungsauflagen gibt es in den Niederlanden mit einer Über­
schußabgabe auf Phosphat und einem Erweiterungsstop für viehstarke Betriebe. Vergleichs­
weise strenge Auflagen gelten auch in Dänemark mit der dort geforderten Güllelagerkapazi­
tät von 9 Monaten, einem maximalen Viehbesatz von 2,5 bzw. 1,7 DFJha, einem Ausbrin­
gungsverbot für Gülle von der Ernte bis zum 01. November und einem Mindestanteil von 
65 % überwinternden Pflanzen an der landwirtschaftlich genutzten Fläche. Demgegenüber 
werden in Großbritannien zunehmend, in Frankreich dagegen nur in Ausnahmefli\len 
Bewirtschaftungsauflagen verordnet. 

Die Vielfalt der unterschiedlichen nationalen Förderungsmaßnahmen und Umweltschutz­
auflagen erschwert eine zusammenfassende Bewertung im Hinblick auf die Einkommens­
wirkungen der Vollendung des Binnenmarktes auf die landwirtschaftlichen Betriebe. 
Festzuhalten bleibt vorerst nur, daß die hier berücksichtigten Beispiele deutlich machen, daß 
die EG von einheitlichen Rahmenbedingungen noch weit entfernt ist, daß aus den bestehen­
den Unterschieden und deren bisher erkennbaren Einkommenswirkungen eine einseitige 
Benachteiligung der deutschen landwirtschaftlichen Betriebe nicht eindeutig zu erkennen 
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und eine vollständige Harmonisierung der Regelungen im Bereich des Umwelt- und Natur­
schutzes auch in absehbarer Zeit nicht zu erwarten ist 

Abschaffung des Währungsausgleichs 

Die bestehende Währungsausgleichsregelung läßt sich nur im Rahmen von Grenzkontrollen 
durchführen. Werden bis Ende 1992 alle Grenzkontrollen abgebaut und eine Währungsunion 
mit einheitlicher Währung, zumindest aber mit dauerhaft unveränderlichen Wechselkursen 
zwischen den Mitgliedsstaaten bis dahin nicht realisiert, entstehen bei Wechselkursanpas­
sungen wieder Agrarpreisänderungen in nationaler Währung, die zu Wettbewerbsnachteilen 
für die Landwirtschaft in aufwertenden Ländern führen können. Die daraus erwachsenden 
Wettbewerbsnachteile übertreffen alle vorher deduzierten Binnenmarkteffekte mit Abstand. 

Folgerungen und Empfehlungen 

(1) Für die Bundesrepublik Deutschland zeigen die Ergebnisse einen vergleichsweise 
hohen Anteil im definierten Sinne nicht wettbewerbsfähiger Haupterwerbsbetriebe, der zwar 
nicht allein, aber doch in erheblichem Maße auf die überdurchschnittlich hohen außer­
landwirtschaftlichen Nutzungskosten der Produktionsfaktoren zurückzuführen ist. Dabei muß 
aber berücksichtigt werden, daß den Haupterwerbsbetrieben in der Bundesrepublik beson­
ders günstige Voraussetzungen flir den Übergang zu Erwerbskombinationen unter Beibe­
haltung der landwirtschaftlichen Produktion offenstehen. 

(2) Eine nach Standorten, Betriebsgrößen und Betriebsformen differenzierte Auswertung 
der Buchführungsergebnisse zeigt andererseits, daß die deutschen Haupterwerbsbetriebe bei 
gleicher Kapazitätsausstattung eher höhere Einkommen erwirtschaften als ihre unmittelbaren 
Konkurrenten in den nördlichen EG-Ländern, was auf die Dringlichkeit der Beseitigung der 
Defizite in der Strukturentwicklung hindeutet. 

Auf dem Gebiet der ehemaligen DDR werden sich rasche organisatorische und technische 
Anpassungen vollziehen. Auf günstigen Standorten werden wettbewerbsfähige Produktions­
einheiten spezialisierter Marktfruchtbetriebe entstehen, während von den großen Tierpro­
duktionsbetrieben auch technisch und ökonomisch gut organisierte Betriebe nur noch 
begrenzte Zeit Überlebenschancen besitzen. 
(3) Mit Blick auf die bis Ende 1992 erwartbaren Auswirkungen und Anpassungserforder­
nisse der Vollendung des Binnenmarktes werden die Konsequenzen aus der allgemeinen 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für die deutsche Landwirtschaft 
- insbesondere die Einkommensauswirkungen der Agrarmarktbeschlüsse seit 1988 - ins­
gesamt als wesentlich gravierender angesehen als die bis dahin zu erwartenden Einkom­
menseffekte etwa einer Harmonisierung der Mehrwertsteuerregelungen und einer Verein­
heitlichung der Transporttarife. 

(4) Von allen oben diskutierten und gegenwärtig in ihren Auswirkungen absehbaren 
Binnenmarkteffekten wird die zukünftige Handhabung der Währungsausgleichsregelung den 
stärksten wirtschaftlichen Einfluß für die deutsche Landwirtschaft haben. 

(5) Die Bundesregierung sollte ihre agrar- und umweltpolitischen Maßnahmen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten so umgestalten, daß sie die erforderlichen Anpassungen der Struktur der 
landwirtschaftlichen Betriebe nicht - wie bisher - behindern (Wachstumsrestriktionen). Die 
Wirkungen der für einige Betriebsformen gravierenden Preisänderungen sind bezüglich ihrer 
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Konsequenzen für den Auf- und Abstockungsprozeß mit einem verbesserten Analysein­
strumentarium zu beobachten und gegebenenfalls in ihrer regional differenzierenden 
Wirkung durch gezielte Ausgleichsrnaßnahmen abzumildern. Vor allem ist zu befürchten, 
daß der nach 1991 auslaufende Einkommensausgleich über die Mehrwertsteuer bei Verzicht 
auf eine Kompensation das Anpassungsvermögen einer zu großen Zahl landwirtschaftlicher 
Betriebe überfordern und regionale Fehlentwicklungen einleiten könnte. 

(6) Einer im Zuge der Vollendung des Binnenmarktes durch zunehmende Konzentration 
der Produktion folgenden Verschärfungen von Umweltbelastungen ist flankierend entgegen­
zuwirken. Soweit dies mit den ökologischen Zielen und rechtlichen Rahmenbedingungen in 
Einklang zu bringen ist, sollte es in einkommensneutraler Form erfolgen. 

(7) Auf eine rasche Harmonisierung der Förderungsrnaßnahmen und Umweltschutz­
auflagen auf dem derzeitigen Niveau in der Bundesrepublik ist mit Nachdruck hinzuwirken, 
weil sie zu einer relativen Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft 
führt und einen Beitrag zum Verbraucherschutz leistet. Die Einführung qualifizierter Mehr­
heitsbeschlüsse in Binnenmarktangelegenheiten sowie das allgemein akzeptierte Konzept der 
gegenseitigen Anerkennung der Produkte auf den Märkten schließen Fehlentwicklungen im 
Verbraucher- und Umweltschutz nicht aus. Bei zukünftig für unverzichtbar erachteten 
Alleingängen ergänzender Umweltschutzauflagen wären Wettbewerbsverzerrungen durch 
globale Kompensationszahlungen oder direkte maßnahmegebundene Entschädigungen 
auszugleichen. 

(8) Mit Nachdruck ist zumindest aus der Sicht der Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Landwirtschaft auf eine rasche Verwirklichung einer Währungsunion hinzu­
wirken, denn anderenfalls entstehen nach 1992 im Falle von Wechselkursänderungen wieder 
abrupte Änderungen !n den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Landwirtschaften in 
den EG-Ländern und die damit verbundenen Probleme. 
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